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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Anpassung der Förderrichtlinien des Förderprogramms  für regenerative Energien  
 
 
„Die Umsetzung des Förderprogramms im Sinne des Ratsb eschlusses (TOP 21, Druc k-
sache-Nr.: 15068/12 Änderungsantrags-Nr.: 2074/12) zur Förderung regenerativer Ener-
gien soll künftig durch die drei vorgelegten Förder richtlinien erfolgen.“ 

 
            … 
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1. Beschluss zuständigkeit : 
 
Die formelle Beschlusszuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 1 Nr. 2 und 19 
NKomVG. 
 
Im Sinne dieser Vorschrift handelt es sich bei der Vorlage zur Änderung der Förderrichtlinien 
des Förderprogramms für regenerative Energien um einen Beschluss, für den der Rat zustän-
dig ist, da es sich um eine konkrete Anweisung für das Tätigwerden der Verwaltung und die 
Übernahme bzw. Fortsetzung einer freiwilligen Aufgabe handelt. 
 
2. Begründung: 
 
Der Rat der Stadt Braunschweig hat am 28. Februar 2012 folgenden finanzwirksamen Antrag 
(TOP 21, Drucksache-Nr.: 15068/12, Änderungsantrags-Nr.: 2074/12) beschlossen:  
 
„Im Haushaltsplan sind für den Zeitraum 2012 bis 2015 an der entsprechenden Stelle insge-
samt 370.000 € für die Förderung des Baus oder der Installation von Anlagen zur regenerati-
ven Energieerzeugung vorzusehen. Für das Jahr 2012 sollen hiervon 90.000 € zur Verfügung 
stehen. Der Restbetrag wird gleichmäßig auf die Folgejahre verteilt. Die Verwaltung wird gebe-
ten, einen Vorschlag für entsprechende Förderrichtlinien vorzulegen. 
Doppelförderung soll grundsätzlich ausgeschlossen werden. Kumulationen mit anderen För-
derprogrammen anderer Fördergeber sind jedoch dann möglich, wenn ansonsten der Förder-
gegenstand zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht wirtschaftlich realisiert werden kann.“ 
 
Gegenwärtig hat sich der Zubau regenerativer Energien in Deutschland aufgrund bundespoliti-
scher Regelungen (z. B. EEG-Umlage, Förderkredite) drastisch verlangsamt. Auch in Braun-
schweig zeigt sich diese Entwicklung in Form stark verringerter Nachfrage nach Förderung im 
Rahmen des städtischen Förderprogramms für regenerative Energien.  
 
Aus Sicht der Verwaltung können der angestrebte Mittelabfluss im Rahmen des Förderprog-
ramms und die damit verfolgten Ziele nur erreicht werden, wenn neben Maßnahmen im Be-
reich der regenerativen Energien zusätzlich Maßnahmen aus dem Bereich der Energieeffizienz 
förderfähig werden.  
 
Basierend auf dieser Einschätzung werden daher folgende Änderungen bzw. neue Richtlinien 
vorgeschlagen:  
 

Maßnahme Höhe eines möglichen Zus-
chusses 

Bemerkungen 

 
Photovoltaik auf Ost-
/West-aus-
gerichteten Dächern 
und an Fassaden 

 
300 € pro Kilowatt installierte 
Leistung 

 
Ausweitung des Toleranzbereichs 
(Ost-/West-Ausrichtung) bei PV-
Anlagen auf Dächern auf:  
West: +150° bis +30°  
Ost: -150° bis -30° 
 
Zusätzlich sollen außer PV-Anlagen 
auf Dächern auch Vertikalanlagen 
an Ost-, Süd- und West-Fassaden 
gefördert werden.  
 
Reduzierung der bisherigen För-
derhöhe um 50 € aufgrund niedri-
gerer Systempreise. 
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Photovoltaik auf 
Carports im Zu-
sammenhang mit 
Elektrofahrzeugen 

 
25 % der Investitionskosten, 
maximal jedoch 3000 € pro 
Anlage 

 
Steigerung der Attraktivität der Er-
zeugung von Solarstrom in Verbin-
dung mit der Elektromobilität 
 

 
Hydraulischer Ab-
gleich und Hei-
zungspumpentausch 
 
 

 
200 € für einen hydraulischen 
Abgleich 
 
50 € für den Einbau einer 
Hocheffizienzpumpe (Hei-
zungspumpenaustausch) 
 
300 €, wenn beide Maßnah-
men im Rahmen dieses För-
derprogramms zeitgleich be-
antragt und bewilligt wurden 
 

 
Der Energieverbrauch für Heizung 
und Heizungspumpe kann um bis 
zu 10 - 15 Prozent sinken. 
 
Aktuelle Förderung der Maßnah-
men nur im Rahmen einer komplet-
ten Heizungserneuerung möglich. 
 

 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer 
 
 
Anlagen: 
 
Richtlinienentwurf für Zuschüsse zur Errichtung von Photovoltaikanlagen  
 
Richtlinienentwurf für Zuschüsse zur Errichtung von Photovoltaik-Carports 
 
Richtlinienentwurf für Zuschüsse zur Durchführung von hydraulischem Abgleich und Heizungs-
pumpenaustausch 
 
 
 
 
 





Richtlinie für Zuschüsse zur Errichtung von Photovoltaikanlagen  
 
 
 
1 Förderziel 
 


Ziel dieser Zuschussrichtlinie ist die Förderung der Errichtung (Projektierung, An-
schaffung, Installation) von Anlagen zur Erzeugung von Solarstrom durch finanzielle 
Hilfen für die Installation der unten definierten Anlagenformen. Mit den geförderten 
Anlagen soll die Attraktivität der Erzeugung von Solarstrom erhöht werden, um weite-
re Potenziale für die Nutzung von Solarstrom zu erschließen. Die Intensivierung der 
Erzeugung von Solarstrom soll zum Schutz der Erdatmosphäre und zur Erreichung 
der im integrierten Klimaschutzkonzept der Stadt Braunschweig formulierten Klima-
schutzziele beitragen.  


 
 
2 Räumlicher Geltungsbereich 
 


Die Förderrichtlinie findet Anwendung im Stadtgebiet der Stadt Braunschweig. 
 
 
3  Allgemeine Fördervoraussetzungen 
 


Die Errichtung der Photovoltaikanlage muss auf einer Dachfläche oder an einer Au-
ßenfassade eines bereits bestehenden Gebäudes im Gebiet der Stadt Braunschweig 
erfolgen. Die Förderung einer Erweiterung von bestehenden Anlagen ist nicht vorge-
sehen. 
 
Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen. Kumulationen mit anderen Förderpro-
grammen anderer Fördergeber sind jedoch dann möglich, wenn ansonsten der För-
dergegenstand zum Zeitpunkt der Antragsstellung nicht wirtschaftlich realisiert wer-
den kann. 
 
Bei der errichteten Anlage muss es sich um eine marktfähige Anlage handeln, die be-
reits vom Hersteller allgemein angeboten wird. Eigenbauanlagen, Prototypen oder al-
te sowie zu überwiegend aus gebrauchten Teilen bestehende Anlagen werden nicht 
gefördert. 
 
Pro Grundstück bzw. Gebäudeeinheit kann ein Förderzuschuss beantragt werden. 
  


4 Besondere Fördervoraussetzungen 
 
Die Errichtung einer Photovoltaikanlage kann gefördert werden, wenn folgende Vo-
raussetzungen erfüllt sind: 
 
a) die aktuellen Bestimmungen und Richtlinien zu Anlagentyp, -installation 


und -betrieb werden eingehalten,  
 


b) die Ausrichtung des zur Installation ausgewählten Daches ist in Ost/West-
Richtung (Toleranzbereich: (West: +150° bis +30°); (Ost: -150° bis -30°), 


 
c) die Ausrichtung der zur Installation ausgewählten Fassade ist nicht in Nord-


Richtung (Toleranzbereich: (West +150° bis 0°); (Ost -150° bis 0°), 
 
c) die Installation erfolgt nicht auf einem Flachdach. 


          … 
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5 Art und Höhe der Förderung 
 


Die finanzielle Förderung wird als einmaliger, nicht zurückzahlbarer Zuschuss zu den 
Investitionskosten gewährt. Sie beträgt 300 € pro installiertem kWp.  
Förderfähig sind: 
     
Photovoltaikanlagen auf Ein- oder Mehrfamilienhäusern 
     


6 Weitere Bedingungen 
 
Die Bewilligung erfolgt als freiwillige Leistung der Stadt Braunschweig im Rahmen der 
für diesen Zweck noch bereitstehenden Haushaltsmittel, auf die grundsätzlich kein 
Rechtsanspruch besteht. Es wird aufgrund pflichtgemäßen Ermessens auf der Basis 
vollständiger prüffähiger Unterlagen entschieden. Eingegangene Anträge auf Bezu-
schussung werden nach Eingang und Vollständigkeit der Unterlagen bearbeitet.  
 
Es können nur Installationsvorhaben gefördert werden, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung nicht begonnen worden sind. Als Maßnahmebeginn gilt der Abschluss eines 
der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages. Planung der 
Maßnahme, Beantragung und Bewilligung der erforderlichen Genehmigungen gelten 
nicht als Beginn der Maßnahme.  
 
Installationsvorhaben können im Jahr der Investitionen nur gefördert werden, wenn 
die Betriebsbereitschaft der Anlage bis zum 15. November des betreffenden Jahres 
der Bewilligungsbehörde nachgewiesen wird. Sollte die beantragte und genehmigte 
Anlage auf Grund von nachzuweisenden Lieferschwierigkeiten seitens der Hersteller-
firmen im Jahr der Förderung nicht mehr in Betrieb genommen werden, so kann vor-
behaltlich bereitgestellter Haushaltsmittel die Auszahlung der Förderung im darauffol-
genden Jahr ohne erneute Antragstellung des Zuwendungsempfängers durch die 
Bewilligungsbehörde erfolgen. 


 
7 Antrag 
 


Antragsberechtigt sind juristische oder natürliche Personen, die Eigentümer-/innen, 
Pächter-/innen oder Mieter-/innen der Anwesen sind, auf denen die Anlageninstallati-
on durchgeführt werden soll. Pächter-/innen oder Mieter-/innen benötigen die schriftli-
che Erlaubnis des/der Eigentümers-/in zur Errichtung und zum Betrieb der Anlage. 
 
Vor Maßnahmebeginn ist ein schriftlicher Antrag zu richten an: 
 
Stadt Braunschweig 
Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz 
Abteilung Verwaltung 
Bohlweg 30 
38100 Braunschweig 
 
Dieser besteht aus einem Kostenvoranschlag der ausführenden Firma mit der Anga-
be der installierten Spitzenleistung. Die baurechtliche Genehmigung ist - soweit erfor-
derlich - vorzulegen. Nach Beendigung der Maßnahme sind eine Kopie der Original-
rechnung sowie eine Bestätigung über die Inbetriebnahme der Anlage durch den aus-
führenden Betrieb vorzulegen. 
Die Bewilligungsbehörde kann verlangen, dass ergänzende Belege beigebracht wer-
den. Falls eine Förderung abgelehnt wird, hat der/die Antragssteller-/in die ihm/ihr 
entstandenen Kosten selbst zu tragen. 


            … 
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8 Allgemeines Verfahren 
 


Das Verfahren richtet sich nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig in der derzeit geltenden Fassung. 
 
Darüber hinaus behält die Stadt sich vor, Zuschüsse nebst Zinsen zurückzufordern, 
wenn diese nicht für das Vorhaben in der beantragten Form verwendet wurden oder 
wenn die Anlage in einem Zeitraum von weniger als 5 Jahren ab Inbetriebnahme au-
ßer Betrieb genommen oder so verändert wird, dass diese den Zielsetzungen dieser 
Zuschussrichtlinie nicht mehr entspricht. Das Nähere regelt § 13 der Richtlinie über 
die Gewährung von Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig. 


 
9 Inkrafttreten 
 


Diese Förderrichtlinie tritt am Tag nach der Beschlussfassung durch den Rat der 
Stadt Braunschweig in Kraft. Mit Wirkung vom 31. Dezember 2016 tritt sie außer 
Kraft. 


 








Richtlinie für Zuschüsse zur Errichtung von Photovoltaik-Carports  
 
 
 
1 Förderziel 
 


Ziel dieser Zuschussrichtlinie ist die Förderung der Errichtung (Projektierung, An-
schaffung, Installation) von Unterstellmöglichkeiten mit integrierter Erzeugung von So-
larstrom durch finanzielle Hilfen für die Installation der unten definierten Anlagenfor-
men. Mit den geförderten Anlagen soll die Attraktivität der Erzeugung von Solarstrom 
in Verbindung mit Elektromobilität erhöht werden, um weitere Potenziale für die Nut-
zung von Solarstrom zu erschließen. Die Intensivierung der Erzeugung von Solar-
strom soll zum Schutz der Erdatmosphäre und zur Erreichung der im integrierten Kli-
maschutzkonzept der Stadt Braunschweig formulierten Klimaschutzziele beitragen.  


 
2 Räumlicher Geltungsbereich 
 


Die Förderrichtlinie findet Anwendung im Stadtgebiet der Stadt Braunschweig. 
 
3  Allgemeine Fördervoraussetzungen 
 


Bei der geförderten Anlage muss es sich um eine neu gebaute Unterstandmöglichkeit 
– für Autos und andere Fahrzeuge – mit integrierten PV-Modulen handeln. Die Förde-
rung der Installation von Photovoltaikmodulen auf einer bestehenden Überdachung 
sowie einer Erweiterung von bestehenden Anlagen ist grundsätzlich nicht vorgese-
hen. Die Installation muss im Gebiet der Stadt Braunschweig erfolgen.  
 
Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen. Kumulationen mit anderen Förderpro-
grammen anderer Fördergeber sind jedoch dann möglich, wenn ansonsten der För-
dergegenstand zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht wirtschaftlich realisiert werden 
kann. 
 
Bei dem errichteten System muss es sich um ein marktfähiges System handeln, wel-
ches bereits vom Hersteller allgemein angeboten wird. Eigenbauanlagen, Prototypen 
oder alte sowie zu überwiegend aus gebrauchten Teilen bestehende Anlagen werden 
nicht gefördert. 
 
Pro Grundstück bzw. Gebäudeeinheit kann ein Förderzuschuss beantragt werden. 
  


4 Besondere Fördervoraussetzungen 
 
Die Errichtung eines Photovoltaik-Carports kann gefördert werden, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
 
a) alle notwendigen baurechtlichen Genehmigungen liegen vor, 
 
b) die aktuellen Bestimmungen und Richtlinien zu Anlagentyp, -installation und  


-betrieb der Photovoltaikanlage werden eingehalten, 
 


b) die Anlage ermöglicht das Aufladen von Autos oder anderen Elektrofahrzeugen 
über eine entsprechende Ladeinfrastruktur, 


 
c) der Carport ist zu mindestens zwei Seiten offen. 
 
          … 
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5 Art und Höhe der Förderung 
 


Die finanzielle Förderung wird als einmaliger, nicht zurückzahlbarer Zuschuss zu den 
Investitionskosten gewährt. Sie beträgt 25 % der Investitionskosten, maximal jedoch 
3000 € pro Anlage.  
 
Förderfähig sind: 
     
        Photovoltaik-Carports 
     


6 Weitere Bedingungen 
 
Die Bewilligung erfolgt als freiwillige Leistung der Stadt Braunschweig im Rahmen der 
für diesen Zweck noch bereitstehenden Haushaltsmittel, auf die grundsätzlich kein 
Rechtsanspruch besteht. Es wird aufgrund pflichtgemäßen Ermessens auf der Basis 
vollständiger prüffähiger Unterlagen entschieden. Eingegangene Anträge auf Bezu-
schussung werden nach Eingang und Vollständigkeit der Unterlagen bearbeitet.  
 
Es können nur Installationsvorhaben gefördert werden, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung nicht begonnen worden sind. Als Maßnahmebeginn gilt der Abschluss eines 
der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages. Planung der 
Maßnahme, Beantragung und Bewilligung der erforderlichen Genehmigungen gelten 
nicht als Beginn der Maßnahme.  
 
Installationsvorhaben können im Jahr der Investitionen nur gefördert werden, wenn 
die Betriebsbereitschaft der Anlage bis zum 15. November des betreffenden Jahres 
der Bewilligungsbehörde nachgewiesen wird. Sollte die beantragte und genehmigte 
Anlage auf Grund von nachzuweisenden Lieferschwierigkeiten seitens der Hersteller-
firmen im Jahr der Förderung nicht mehr in Betrieb genommen werden, so kann vor-
behaltlich bereitgestellter Haushaltsmittel die Auszahlung der Förderung im darauffol-
genden Jahr ohne erneute Antragstellung des Zuwendungsempfängers durch die 
Bewilligungsbehörde erfolgen. 


 
7 Antrag 
 


Antragsberechtigt sind juristische oder natürliche Personen, die Eigentümer-/innen, 
Pächter-/innen oder Mieter-/innen der Anwesen sind, auf denen die Anlageninstallati-
on durchgeführt werden soll. Pächter-/innen oder Mieter-/innen benötigen die schriftli-
che Erlaubnis des/der Eigentümers-/in zur Errichtung und zum Betrieb der Anlage. 
 
Vor Maßnahmebeginn ist ein schriftlicher Antrag zu richten an: 
 
Stadt Braunschweig 
Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz 
Abteilung Verwaltung 
Bohlweg 30 
38100 Braunschweig 
 
Dieser besteht aus einem Kostenvoranschlag der ausführenden Firma mit der Anga-
be der installierten Spitzenleistung. Die baurechtliche Genehmigung ist - soweit erfor-
derlich - vorzulegen.  
 
          … 
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Nach Beendigung der Maßnahme sind eine Kopie der Originalrechnung sowie eine 
Bestätigung über die Inbetriebnahme der Anlage durch den ausführenden Betrieb 
vorzulegen. Die Bewilligungsbehörde kann verlangen, dass ergänzende Belege bei-
gebracht werden. Falls eine Förderung abgelehnt wird, hat der/die Antragssteller-/in 
die ihm/ihr entstandenen Kosten selbst zu tragen. 


 
8 Allgemeines Verfahren 
 


Das Verfahren richtet sich nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig in der derzeit geltenden Fassung. 
 
Darüber hinaus behält die Stadt sich vor, Zuschüsse nebst Zinsen zurückzufordern, 
wenn diese nicht für das Vorhaben in der beantragten Form verwendet wurden oder 
wenn die Anlage in einem Zeitraum von weniger als 5 Jahren ab Inbetriebnahme au-
ßer Betrieb genommen oder so verändert wird, dass diese den Zielsetzungen dieser 
Zuschussrichtlinie nicht mehr entspricht. Das Nähere regelt § 13 der Richtlinie über 
die Gewährung von Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig. 


 
9 Inkrafttreten 
 


Diese Förderrichtlinie tritt am Tag nach der Beschlussfassung durch den Rat der 
Stadt Braunschweig in Kraft. Mit Wirkung vom 31. Dezember 2016 tritt sie außer 
Kraft. 








Richtlinie für Zuschüsse  
zur Durchführung von hydraulischem Abgleich und Heizungspumpenaus-


tausch 
 


 
1 Förderziel 
 


Ziel dieser Zuschussrichtlinie ist die Förderung der Durchführung hydraulischer Ab-
gleiche in Heizungsanlagen und des Austauschs veralteter Umwälzpumpen gegen 
hocheffiziente Neugeräte. Mit den geförderten Maßnahmen sollen Energieeffizienzpo-
tenziale im Stadtgebiet erschlossen und somit der Energieverbrauch sowie CO2-
Ausstoß reduziert werden. Die Steigerung der Energieeffizienz soll zum Schutz der 
Erdatmosphäre und zur Erreichung der im integrierten Klimaschutzkonzept der Stadt 
Braunschweig formulierten Klimaschutzziele beitragen.  


 
2 Räumlicher Geltungsbereich 
 


Die Förderrichtlinie findet Anwendung im Stadtgebiet der Stadt Braunschweig. 
 
3  Allgemeine Fördervoraussetzungen 
 


Die geförderten Maßnahmen müssen in einem Gebäude im Stadtgebiet der Stadt 
Braunschweig durchgeführt werden.  
 
Pro Gebäude kann nur ein Förderzuschuss für jeweils einen hydraulischen Abgleich 
sowie eine hocheffiziente Heizungspumpe beantragt werden. 
 
Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen. Die Kumulation mit anderen Fördermitteln 
ist nicht möglich. 
 


4 Besondere Fördervoraussetzungen 
 
Die Durchführung eines hydraulischen Abgleichs und der Einbau von hocheffizienten 
Heizungspumpen können gefördert werden, wenn sie folgende Voraussetzungen er-
füllen: 
 


4.1 Hydraulischer Abgleich 
 


In den hydraulischen Abgleich sind sämtliche Heizkreise, Räume, Heizkörper und 
Pumpen eines Gebäudes einzubeziehen. Die Inspektion der Heizungsanlage erfolgt 
nach der DIN EN 15378. 
 
Für die Durchführung des hydraulischen Abgleichs ist nach dem in der VdZ-
Leistungsbeschreibung (VdZ = Spitzenverband der Gebäudetechnik) genannten Vor-
gehen zu verfahren.  


 
4.2  Hocheffizienz-Heizungspumpen 


 
Gefördert wird der Einbau von elektronisch geregelten Hocheffizienzpumpen mit dem 
Energielabel A, wenn dafür eine ungeregelte Pumpe ausgewechselt wird und ein hy-
draulischer Abgleich, wie unter 4.1 beschrieben, von der Bewilligungsbehörde bewil-
ligt und vom/von der/dem Zuschussempfänger/-in durchgeführt worden ist. Es wird 
auch der Austausch von in Heizkesseln integrierten Heizungspumpen gefördert. Es 
werden keine Trinkwasser-Zirkulationspumpen oder Pumpen in solarthermischen An-
lagen gefördert. 
          … 
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Die eingebaute Pumpe muss die zum Zeitpunkt des Einbaus gültigen Anforderungen 
der europäischen Ökodesign-Richtlinie (EEI) erfüllen. 
 
Der Einbau ist von einem/-er Fachhandwerker/-in eines eingetragenen Sanitär-/Hei-
zung-Meisterbetriebs durchzuführen. 
 


5 Art und Höhe der Förderung 
 


Die finanzielle Förderung wird als einmaliger, nicht zurückzahlbarer Zuschuss zu den 
Dienstleistungs- und Anschaffungskosten gewährt. Sie beträgt: 
 


 200 € für den hydraulischen Abgleich 


   50 € für den Austausch einer Hocheffizienzpumpe  


 300 € wenn beide Maßnahmen im Rahmen dieses Förderprogramms be-
antragt und bewilligt wurden. 


 
Förderfähig sind: 
    


1) Hydraulischer Abgleich für Heizungsanlagen 
2) Austausch ungeregelter Heizungspumpen gegen hocheffiziente Neugerä-


te  
 


6 Weitere Bedingungen 
 
Es werden nur hydraulische Abgleiche und ausgetauschte Hocheffizienzpumpen ge-
fördert, die nicht vor Inkrafttreten dieser Förderrichtlinie durchgeführt/installiert worden 
sind.  
 
Die Bewilligung erfolgt als freiwillige Leistung der Stadt Braunschweig im Rahmen der 
für diesen Zweck bereitstehenden Haushaltsmittel. Auf die Förderung besteht kein 
Rechtsanspruch. Es wird aufgrund pflichtgemäßen Ermessens auf der Basis vollstän-
diger prüffähiger Unterlagen entschieden. Eingegangene Anträge auf Bezuschussung 
werden nach Eingang und Vollständigkeit der Antragsunterlagen bearbeitet. 
 


7 Antrag 
 


Vor Maßnahmenbeginn ist ein schriftlicher Antrag zu richten an: 
 
Stadt Braunschweig 
Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz 
Abteilung Verwaltung 
Bohlweg 30 
38100 Braunschweig 
 
Dieser besteht aus einem Kostenvoranschlag des ausführenden Meisterbetriebs, aus 
dem der Umfang der Arbeiten sowie, bei einem Pumpentausch, die Bezeichnung der 
installierten Pumpe hervorgeht. 
 
Nach Beendigung der Maßnahme sind eine Kopie der Originalrechnung sowie eine 
Fachunternehmererklärung zur Bestätigung des hydraulischen Abgleichs der Anlage 
vorzulegen. (Muster: http://www.vdzev.de/wp-
content/uploads/2014/02/VdZ_Formular_Bestaetigung_Hydraulischer-Abgleich.pdf) 
 
          … 


  



http://www.vdzev.de/wp-content/uploads/2014/02/VdZ_Formular_Bestaetigung_Hydraulischer-Abgleich.pdf

http://www.vdzev.de/wp-content/uploads/2014/02/VdZ_Formular_Bestaetigung_Hydraulischer-Abgleich.pdf
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Die Bewilligungsbehörde kann verlangen, dass Zeichnungen, Modelle, Computerdar-
stellungen oder vergleichbare ergänzende Darstellungen beigebracht werden und 
behält sich vor, die Anlage zu besichtigen.  


 
Antragsberechtigt sind juristische oder natürliche Personen, die Eigentümer-/innen, 
Pächter-/innen oder Mieter-/innen der Gebäude sind, in denen die Installatio-
nen/Dienstleistungen durchgeführt werden sollen. Pächter-/innen oder Mieter-/innen 
benötigen die schriftliche Erlaubnis des/der Eigentümers-/in zur Errichtung und zum 
Betrieb der Anlage. 
 
Falls eine Förderung abgelehnt wird, hat der/die Antragssteller-/in die ihm/ihr ent-
standenen Kosten selbst zu tragen. 
 


8 Allgemeines Verfahren 
 


Das Verfahren richtet sich nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig in der derzeit geltenden Fassung. 
 
Darüber hinaus behält die Stadt sich vor, Zuschüsse nebst Zinsen zurückzufordern, 
wenn diese nicht für das Vorhaben in der beantragten Form verwendet wurden. Das 
Nähere regelt § 13 der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen aus Haus-
haltsmitteln der Stadt Braunschweig. 


 
9 Inkrafttreten 
 


Diese Förderrichtlinie tritt am Tag nach der Beschlussfassung durch den Rat der  
Stadt Braunschweig in Kraft. Mit Wirkung vom 31. Dezember 2016 tritt sie außer 
Kraft. 





